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Am 31. März organisierten wir eine musikalische Mahnwache «Freiheit für Maxim Butkewitsch» vor dem Bundeshaus in Bern. 
Gleichzeitig übergaben wir einen Offenen Brief an Bundesrat Ignazio Cassis, den Vorsteher des Eidgenössischen Aussendepartements.*

K R I E G  I N  D E R  U K R A I N E

Dreizehn Jahre 
Lagerhaft
Schockiert haben wir zur Kenntnis genommen, dass unser Freund, 
der ukrainische Menschenrechtsaktivist und Journalist Maxim But-
kewitsch1, von einem Gericht im besetzten Luhansk in der Ostukraine 
zu 13 Jahren verschärfter Lagerhaft verurteilt wurde.

Nach dem Beginn des russischen Angriffs 
auf die Ukraine hatte sich Maxim Butkewitsch 
freiwillig zur Armee gemeldet. Seit dem 24. 

-
gefangenschaft in der Gegend von Luhansk. 
Am 10. März 2023 gab das Ermittlungskomi-
tee der Russischen Föderation bekannt, dass 
Maxim Butkewitsch vom Obersten Gericht 
der sogenannten Luhansker Volksrepublik zu 
13 Jahren verschärfter Lagerhaft verurteilt 
wurde.2 In den russischen Medien ist Maxim 
vor dem Untersuchungsrichter zu sehen; auch 
ein Video wurde veröffentlicht. Er ist stark 
abgemagert und sieht erschöpft aus. Wir müs-
sen davon ausgehen, dass er gefoltert wurde, 
damit er in diesem Video ein vorfabriziertes 
«Geständnis» ablegt.

Das Gericht befand Maxim der Gewaltan-
wendung gegenüber der Zivilbevölkerung, der 

-

Mordes sowie der vorsätzlichen Beschädigung 

fremden Eigentums für schuldig. Er soll am 
4. Juni 2022 den Eingang eines Wohngebäudes 
in Sjewjerodonezk in der Region Luhansk mit 
einem Granatwerfer beschossen haben.

In diesem eindeutig konstruierten Fall gibt 
es keinerlei Beweise, abgesehen von dem 

Gefangenen. Darüber hinaus wurde die Ein-
heit Berlingo, der Maxim angehört, zu keinem 
Zeitpunkt im Gebiet von Sjewjerodonezk 

-
handlungen nicht beteiligt. Es gibt zahlreiche 
Beweise dafür, dass Maxim während der ihm 
angelasteten Straftaten in der Umgebung von 

Vor diesem Urteilsspruch wurden keiner-
lei Informationen über die Anschuldigungen 

wodurch weder ein Anwalt beauftragt wer-
den konnte noch ein faires Verfahren möglich 
war. Da die Russische Föderation unabhän-
gigen Beobachter·inne·n den Zugang zu den 

Gefangenenlagern in den besetzten Gebieten 

Haftbedingungen oder objektive Angaben 
zu seiner Behandlung durch internationale 
Organisationen nicht möglich. All dies zeugt 

durch Russland mit der Absicht, den ukrai-
nischen Armeeangehörigen den Ruf von 

Wir fordern die sofortige Freilassung von 
Maxim Butkewitsch – zusammen mit sei-
nen Eltern und einer breiten internationalen 
Öffentlichkeit.3 Trotz seiner unrechtsmässi-
gen, schockierenden Verurteilung verlieren 
wir nicht die Hoffnung, dass Maxim im Rah-
men eines Gefangenenaustausches in abseh-
barer Zeit frei kommen könnte.

Butkewitsch
2. Mit ihm wurden zwei weitere ukrainische Gefangene – Viktor 

3. Eine Petition kann heruntergeladen und unterzeichnet werden un-
-
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Ein Projekt 
mit Kindern
Butscha, Mariupol, Kherson, Severodonetsk, Bachmut und auch Kra-
matorsk. Unbekannte Städte noch vor einem Jahr, jetzt – durch den 
Krieg – wissen wir, wo sie liegen. Die Ausstellung «Vidkritki» zeigt uns 
aber ein anderes Bild von Kramatorsk. Erinnerung von Kindern an 
ihre Lieblingsorte, wie sie vor dem Krieg aussahen: voll mit Licht und 
liebevollen Erinnerungen.

-

-

Greifswald in Nordostdeutschland organisiert 
haben, gibt uns auch einen Einblick, wie die 
drei jungen Menschen heute das Leben sehen 
und wie es abseits von uns bekannten Nach-

-
grund. Eine Collage mit Alltagsfotos und von 

-
turhaus mit ukrainischer Flagge ist, oder eine 
Eisdiele, einen Taubenschlag Marke Eigen-
bau in einem Hinterhof sowie Parkanlagen.

Luhansk. Durch die prorussischen Separa-

sie schon damals ihre Heimat. Mit dem rus-
sischen Angriffskrieg 2022 verloren sie in 
Severodonjetsk ein zweites Mal ihren Wohn-
ort und leben nun in der Region von Lwiw 
und in Transkarpatien. Mit ihren persön-
lichen Erfahrungen vom Verlust ihrer Lieb-
lingsplätze führen sie uns durch die Aus-

Bilder gemalt haben und wie sie ihre Stadt 
wahrnehmen. Nachts in einer unbeleuchteten 
Strasse erscheint ein Mensch mit Taschen-
lampe wie ein Glühwürmchen und ein Laden 
leuchtet wie ein Stern in der Dunkelheit. Die 

-
-

opfer. Sie zeigen uns, wie sie 
angeln, Schlittschuh laufen, 
den Sommer im Gartenhaus 
erleben oder wo sich die am 
besten duftenden Rosen in 

und Notstrom-Generatoren 
bleiben im Hintergrund. 

sie gemalt haben. In diesen 
Audioaufnahmen sind fröh-

hören, die stolz auf ihre Bil-

der sind. Die Ausstellung öffnet zudem einen 
interaktiven Raum für Postcrossing. Postkar-

haben, können von den Besucher·innen 

werden. Das Projekt wird in den nächsten 
Monaten auch in verschiedenen Schulen von 
Greifswald präsentiert.

Nastya, Ania und Genia erzählen

zwei Tage und wir mussten zweimal umstei-
gen. Weil es keinen passenden Anschluss 

wir den Schrecken, ausgelöst vom Raketen-
beschuss ein paar Stunden zuvor. Die Sire-
nen des Luftschutzes begleiten uns durch 
den Abend und wir machen uns Sorgen, ob 
überhaupt jemand mit uns etwas tun würde. 
Aber niemand kümmert sich um diese Hin-
tergrundmusik. In der Stadt sind Soldaten zu 
Fuss und in Autos unterwegs. Auch die Läden 
und Cafés, die noch geöffnet sind, scheinen in 

einem von hohen Wänden geschützten Innen-
hof sehen wir, wie warme Mahlzeiten an die 

führen wir schlussendlich unseren Work-
-

angeboten werden. Die Schulen sind längst 

Balanceakt zwischen der 
dringend nötigen kulturel-
len Freizeitgestaltung der 
Menschen und der Sorge um 

Eigentlich sind im Donbas 
jegliche Menschenansamm-
lungen verboten.

-

Jahren gearbeitet. Manche 
von ihnen kommen jedes 

manche kamen das erste Mal 
extra für unseren Workshop. 

und wurden von den Müttern begleitet, die 

vorgeschlagen, Postkarten über ihre Lieb-
lingsorte in der Stadt herzustellen. Zusätzlich 
zu den Bildern baten wir sie, eine Geschichte 
zu diesen Orten zu erzählen oder zu schrei-

wir hatten es lustig miteinander, aber es gab 
auch herausfordernde Momente. Ein Mädchen 
erzählte eine interessante Geschichte über 
ihre Freundinnen, als sie plötzlich zu weinen 
begann. Vielleicht wurde ihr in dem Augen-
blick bewusst, dass sie ihre Freundinnen nie 
wieder sehen würde. Das Mädchen fasste sich 
schnell wieder und erzählte andere, weniger 
traumatische Geschichten. In Zukunft wollen 
wir besser auf den Fall vorbereitet sein, wenn 

Zeichnungen, schreiben die Erzählungen der 
-

sche und Englische. Wir bereiten die Zeich-
nungen zum Druck auf die Postkarten vor. 
Die erste Serie wurde für die Ausstellung in 
Greifswald gedruckt. Nach unserer Rück-
kehr aus Greifswald und mit den gedruckten 
Postkarten fuhren wir so schnell wie möglich 
zurück zu unseren jungen Freundinnen und 

die Postkarten mitgebracht und sie an ihre 
Bekannten und Verwandten geschickt. Jetzt 

Nischnje Selischtsche und in Lwiw arbei-

Flüchtlingsunterkunft leben. Ausserdem 
wollen wir einen Audiorecorder kaufen und 

zusammenstellen.»
«Vidkritki» ist ein utopisches Projekt zur 

– ohne Gewalt, Hass und Furcht. Es ist Teil 
eines Prozesses der Suche nach einer verlore-
nen Identität. Und es geht auch darum, einen 
historischen Moment zu bewahren und zu 

Binnenvertriebene aus Luhansk; Organisatorin mehrerer Sozial- 

-
einigung «Lugansk Contemporari Diaspora».

sich an kreativen und sozialen Projekten zur Unterstützung von 

-

in der Ukraine, seinen Vorläufern und Folgen befassen; Mitglied 
-

temporari Diaspora». 
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I T A L I E N

Schiffbruch 
der Menschenrechte
Die neue rechtsextreme Regierung Italiens hat das Jahr 2023 mit 
ihrem ersten Gesetz eingeläutet. Ein Gesetz, das nicht im Geringsten 
eine Antwort auf eine Notlage des Landes ist, sondern lediglich dazu 
dient, den Wählerinnen und Wählern zu versichern, dass die im Wahl-
kampf propagierte Politik der Abschottung und des Hasses gegenüber 

Das Gesetz zielt erwartungsgemäss auf 
Rettungs-NGOs ab, denn laut Frau Meloni 

-
rettung «schlecht». Denn diese ist ja der Sog, 
der die Verzweifelten dazu bringt, sich unter 
lebensgefährlichen Bedingungen auf den 
Weg zu machen, anstatt sich in komfortablen 
Flüchtlingslagern oder besser noch in ihren 
friedlichen Heimatländern ruhig zu verhal-
ten. Die Leichen der Schiffbrüchigen, die am 

-
tat einer heimtückischen Politik, bei der die 
Logik der «Verteidigung gegen die Invasion» 
über die der Hilfeleistung gestellt wird.

Wir wissen nicht, welche Pläne und Erwar-
-

Toten und Überlebenden des Schiffsunglücks 
kamen aus Afghanistan, Iran, Pakistan und 

-

-

Recht und auch in der italienischen Verfas-
sung verankert ist. Was soll also die Aussage 

-
gia Meloni, die am Tag nach dem Schiffbruch 

-
liche Tragödien zu vermeiden»? Innenmi-
nister Piantedosi, Salvinis1 Mitstreiter bei 
der Verabschiedung des Dekrets über die 
Schliessung der italienischen Häfen im Jahr 

-
hen sollen, das war unverantwortlich». Als ob 
diese Tragödie die Schuld unwürdiger Eltern 

auf ein illegales und unsicheres Floss mitge-
nommen hätten.

Das gesunkene Boot kam aus der Türkei, 
aus diesem «Verschiebebahnhof», dieser riesi-
gen Falle, in der Millionen von Menschen mit 
dem Segen Europas festsitzen, weil sie nicht 
in ihr eigenes Land zurückkehren können, 
aber auch nicht hoffen können, sich hier ein 
neues Leben aufzubauen. Von der Türkei aus 

die Balkanroute oder über das Meer. Wenn 
sie sich für eine dieser Reisen entscheiden, 
obwohl sie die Gefahren genau kennen, dann 
haben sie nichts mehr zu verlieren. Lassen 
wir also die billige Rhetorik und Demagogie 
bezüglich der Verhinderung von Ausreisen. 

Man wird niemals die Ausreise von Menschen 
verhindern können, die eingesperrt, gefoltert 
und ihrer Grundfreiheiten beraubt wurden, 
und auch nicht von all denjenigen, die Gefahr 
laufen, «nur» zu verhungern. Vor allem sollte 
des kein Ziel sein! Es ist eine verkehrte Welt, 
in der Opfer zu Täter·inne·n gemacht werden. 
Schuldig, weil sie nicht sterben wollen – in 
ihrem Land oder an den 
Aussengrenzen Euro-
pas. Schuldig sind die 

die NGOs, schuldig all 
jene, die wie der ehema-
lige Bürgermeister von 
Riace, Mimmo Lucano, 
versucht haben, neue 
Wege der Solidarität zu 
öffnen.

Der Text des neuen 
italienischen Gesetzes, 
das die Seenotrettung 
regeln soll, ist eine kon-
zeptuelle Leere, hinter 
der sich eine unverhoh-
lene Drohung gegenüber 

ist eine Beleidigung 
der Intelligenz und der 
Ethik, aber auch ein 
getreues Abbild der 
aktuellen politischen 
Landschaft Italiens.

Italien in der Festung Europa
Es stimmt, dass die Linke zu ihrer Zeit auch 
nicht besser war, ganz im Gegenteil, aber 
heute hat Italien mit Meloni und Salvini an 
den Schalthebeln der Macht einen histori-
schen Tiefpunkt erreicht. Der Schiffbruch 

Rettungskräfte nicht eingegriffen haben. 
Die EU-Grenzschutzagentur Frontex hatte 
das Schiff jedoch zuvor als in Seenot gera-
ten gemeldet. Es gibt also Verantwortliche 
für diese Tragödie. Aber der Ministerrat 
hat festgestellt, dass alles nach den Regeln 
geschehen sei und die Regierung keine poli-
tische und materielle Verantwortung über-
nehmen müsse. Die einzigen Schuldigen 
seien die skrupellosen Schlepper und Men-
schenhändler, gegen die härtere Strafen ver-

Die Regierung hätte diese Tragödie verhin-
dern können – mit einer Strategie, die darauf 
abzielt, Leben zu retten statt Grenzen. Diese 
Tatsache streitet sie jedoch ab und gibt sich 
als Unschuldslamm. Und in dieser Stimmung 

schlägt Matteo Salvini die Aktualisierung 
seiner «Sicherheitsdekrete» vor, um mit der 
irregulären Migration abzurechnen, während 
Meloni sich auf die «Notwendigkeit» konzen-
triert, die Ausreise noch weiter im Vorfeld zu 
stoppen, und zwar in strikter Zusammenar-
beit mit den nordafrikanischen Ländern, ins-

an die schon bestehenden Abkommen mit 

über den Rücken.
Die italienische Situation ist politisch 

sicherlich düster, aber sie ist der Spiegel eines 

Schleier der Scham endgültig gefallen ist. 
Man spricht nicht mehr von Schutzprogram-

existiert nicht mehr, Projekte zur Verbes-

Debatten keinen Platz mehr. Die einzigen 
Themen, die offenbar interessieren und die 

-
rung, die Verstärkung der Grenzen und der 
Einsatz von Hightech zu diesem Zweck – bis 
hin zur Idee, echte und permanente Mauern 

zu bauen, die teilweise schon Realität sind. 
Genau das Gegenteil von dem, was getan 
werden sollte, denn, wie Gianfranco Schia-

-
2 sagt, «würde sich niemand jemals an 

einen Menschenhändler wenden, wenn er an 
einer europäischen Grenze um Schutz bitten 
könnte».

Heute kann Giorgia Meloni auf eine grund-

mit den Positionen der italienischen Rechts-
extremistenführerin an. Wie viele unschul-
dige Leben wird diese Politik der Ausgren-
zung noch kosten?

Barbara Vecchio

Minister für nachhaltige Infrastruktur und Mobilität sowie stell-



F R A U E N / A N T I P A T R I A R C H A T

Gegen 
Gewalt 
«Gewalt gegen Frauen kommt in allen Ländern vor. Die Fakten sind 
schockierend – jede dritte Frau in der EU sowie weltweit hat schon ein-
mal körperliche oder sexuelle Gewalt erfahren. Jedes fünfte Mädchen 
ist heutzutage Opfer von sexuellem Missbrauch. Auch die Gewalt im 
Internet nimmt zu: Jede zweite junge Frau hat bereits geschlechts-

Das sind die Worte von Josep Borrell, Hoher 
Vertreter der EU für Aussen- und Sicherheits-
politik und Vizepräsident der Europäischen 

-
len Tag zur Beseitigung von Gewalt gegen 

«Die EU verurteilt jede Form von Gewalt 
gegen Frauen und Mädchen. Es ist inakzep-
tabel, dass Frauen und Mädchen im 21. Jahr-
hundert immer noch misshandelt, belästigt, 
vergewaltigt, verstümmelt oder zwangsver-
heiratet werden.» Ja, das stimmt alles, doch 

wird, insbesondere bei der Ursachenbe-
kämpfung, ist fraglich. Eine der Früchte der 
MeToo-Bewegung ist jedoch sicherlich, dass 
in Europa auf juristischer Ebene Verbesse-
rungen stattgefunden haben.

Spaniens neues Sexualstrafrecht z.B. hat im 
Oktober 2022 das sogenannte «Nur Ja heisst 
Ja»-Gesetz verabschiedet. Die linke Minis-
terin für Gleichstellung, Irene Montero, ging 
davon aus, dass dieses neue Gesetz das Ende 
der Vergewaltigungskultur in Spanien sein 
würde. Doch – obwohl sie in einigen Punkten 
restriktiver als die Vorherige ist – führte die 
neue Gesetzeslage dazu, dass Anfang dieses 

17 Frauen vergewaltigt hatte, vorzeitig aus 
der Haft entlassen wurde. Seine Strafe wurde 

und auf der Strasse wurde heftig gegen dieses 
mildernde Urteil protestiert; Montero gab den 
«Macho-Richtern» die Schuld. Auch in der 
Schweiz gab es heftige Debatten um die neue 

-
ren reformiert wird und noch auf die Zustim-
mung des Nationalrates im Juni wartet. Die 
aktuelle Version der Reform ist sicherlich ein 
Sieg der Menschen, die sich unermüdlich für 
die Rechte der Frauen einsetzen. So hat auch 
der wiederaufgenommene Frauenstreik1 zu 
dieser Reformierung beigetragen. Ein wesent-
licher Streitpunkt bei der Ausarbeitung des 
neuen Sexualstrafrechts war – auch hier – die 

Nein», oder, – und da liegt ein wesentlicher 
Unterschied – um «Nur Ja heisst Ja». Denn, 
wie wir inzwischen wissen, kann ein klares 
«Nein» in vielen Fällen nicht ausgesprochen 
werden. Denken wir nur an Vergewaltigungen 
innerhalb der Familie und dem engen Freun-
deskreis. Oder bei Erstarrung, dem sogenann-
ten «Freezing» des Opfers.

-
mission neue EU-Vorschriften zur Bekämp-
fung von Gewalt gegen Frauen – auch im 

Internet – vorgeschlagen. Ausserdem gab sie 
den Weg frei für die gemeinsame EU-Not-

von Gewalt geworden sind. Sie sollen ab 
April 2023 diese Nummer überall in der EU 
anrufen können, um Rat und Unterstützung 

erklärt, ihre Hotlines für Opfer von Gewalt 
gegen Frauen an die Nummer zu koppeln. Bis 
Ende April 2023 haben die Mitgliedstaaten 
Zeit, die gemeinsame EU-Nummer zu reser-
vieren, um ihre nationalen Hotlines auf sie 
umzustellen. Doch, was heisst es eigentlich 
«ihre nationalen Hotlines auf die europäi-
sche umzustellen»? In vielen europäischen 
Ländern funktionieren bereits solche «natio-
nalen» Notrufnummern, sind aber zumeist 
völlig überlastet. Es müssten viel mehr dafür 
ausgebildete Menschen die Anrufe entge-
gennehmen und der Situation entsprechend 
reagieren können. Eine Europäische Hotline 
wäre demnach, meiner Ansicht nach, nur als 
zusätzliche Möglichkeit sinnvoll. Hier stellt 
sich jedoch die Frage, wie Druck aufgebaut 
werden kann, um das zu erreichen. Und wie 
können wir den von sexueller Gewalt Betrof-
fenen in Nicht-EU-Ländern helfen, wo kön-
nen sie Schutz anfordern? Denken wir an die 
Frauen in Afghanistan, im Iran, Irak, in Sau-
diarabien, der Türkei?

Frauen in und aus Konfliktgebieten

-
-

Vergewaltigung als Waffe eingesetzt – gegen 
-

spiel des Ukrainekrieges wird dies, wieder 
einmal, sehr deutlich. Hier haben sich im 

Strafverfahren eingelassen. Die Dunkelziffer 
der Opfer ist aber wesentlich höher, da nur ein 
geringer Teil der Betroffenen den Mut hat, 
sich zu outen, denn zumeist überwiegt die 
Scham. Und diese Scham und der posttrau-
matische Stress ist kaum allein zu bewältigen 
und kann ein Leben lang schlimme Folgen 
haben.

Frauen, die vor dem russischen Angriff 

friedlichen Ländern Opfer sexueller Miss-
handlung. Seit dem Angriff Russlands sind 
hunderttausende Ukrainerinnen Opfer von 
Menschenhändler·inne·n geworden. Nach 
Angabe der Flüchtlingsbehörde der Vereinten 

Nationen UNHCR waren im letzten Jahr etwa 

im Ausland. Die meisten von ihnen Frauen 

Alter nicht ausreisen dürfen. Ab Beginn des 

Dienstleistungen mit Ukrainerinnen rasant 
zu. Onlinesuchen nach Sex und Missbrauchs-
darstellungen mit Ukrainerinnen stiegen laut 

Schweden, das darüber Daten erhob, fand, 

Männern online speziell nach ukrainischen 
Frauen suchten. Frauen werden im Netz gekö-
dert, in privaten Unterkünften missbraucht 
oder an der Grenze von Menschenhändler·in-
ne·n abgefangen. Sie werden Opfer von sexu-
eller Ausbeutung und Arbeitsausbeutung. 
Am meisten betroffen sind die Schwächsten 
und Bedürftigsten, z.B. schwangere Frauen. 

Spiel. Menschenhandel, Frauenhandel – ein 
lukratives Geschäft, das weitgehend straf-

und meist wenig Geld. Dazu sprechen sie 
die Sprache nicht und sind oft traumatisiert 
– eine toxische Ausgangslage. Ausserdem 
erleichtert die Technologie den Menschen-
händler·inne·n das Geschäft. Viele Opfer 
werden im Netz geködert. In Facebook-Grup-
pen und Telegram-Chats, in denen sich Men-

dubiose Jobangebote. Generell würden beson-
ders Frauen von Menschenhändlern geködert, 
sagen UN und OSZE. Auch wenn von der 

und anderen grossen europäischen Institutio-
nen in den letzten Jahren verschiedene Mass-
nahmen ergriffen und Verordnungen erlassen 
wurden, werden nach wie vor weniger als ein 
Prozent der Opfer von Menschenhandel über-

verfolgt.

Patriarchale Strukturen
In Deutschland, Italien und Frankreich wird 
ungefähr jeden dritten Tag eine Frau durch 
ihren Ehemann, Lebensgefährten, Ex-Part-
ner, Bruder oder Sohn getötet; in der Schweiz 
und in Österreich ca. alle zwei Wochen. In 

-
gesamt sind es in ganz Europa in den letzten 
Jahren um die 3000 Frauen, die jährlich auf-
grund ihres Geschlechts umgebracht wer-
den. Weltweit werden, laut Schätzungen der 
Vereinten Nationen, täglich 137 Feminizide 

Frauen ist der Besitzanspruch eines Mannes 
auf eine Frau und der mit einer Trennung ein-

nicht erst mit Schlägen. Auch Bedrohungen, 
-

trolle durch den Partner oder die Partnerin 
sind Formen von Gewalt. Sie kann Menschen 
aller sozialen Schichten und jeden Alters 

Arbeitsplatz oder online.
In Deutschland z.B. wird jede dritte Frau 

mindestens einmal in ihrem Leben Opfer von 

meistens durch ihren aktuellen oder durch 
ihren früheren Partner. Mädchen und Frauen 
mit Behinderung erleben zwei bis dreimal 



-
schnitt. Diese Statistiken sind erschreckend 
und revoltierend. In allen Ländern gehen die 
Frauen, und nicht nur sie, auf die Strasse, um 
gegen diese himmelschreiende Brutalität zu 
protestieren, um für ihre Würde und Freiheit 
zu kämpfen. In vielen Ländern wurden in den 
letzten Jahren Initiativen zu einer annähern-
den Gleichberechtigung zwischen Männern 
und Frauen ergriffen. Dennoch sind hierar-

L A U T S P R E C H E R

Der Prozess 
gegen Pinar Selek 
In den letzten Wochen haben sich Hunderte von Menschen und Insti-
tutionen in Frankreich, der Schweiz und anderen europäischen Län-
dern mobilisiert, um ihre Unterstützung für die türkische Soziologin, 
Schriftstellerin und Aktivistin Pinar Selek, die in Frankreich im Exil 
lebt, auf vielfältige Weise auszudrücken – ausgelöst durch ein skanda-
löses Urteil des Obersten Gerichtshofes der Türkei. 

des Nationalen Hochschulinstituts für Lehr-
kräfte und Bildungsinstitut der Universität 
von Nizza seinen Namen in «Campus Pinar 
Selek». Dem vorausgegangen war eine Post-
kartenkampagne der Studierenden, die, um 
ihre Professorin zu unterstützen, Protestpost-
karten angefertigt und diese an die türkische 
Botschaft geschickt hatten. Die «solidari-
schen Buchhandlungen» in Frankreich haben 

auf die Situation Pinars Seleks aufmerksam 
gemacht. Die ehemalige Bürgermeisterin von 
Marseille, Michèle Rubirola, hat Pinar Selek 
am 10. März öffentlich empfangen und ihr die 
Unterstützung der Stadt Marseille sowie ihre 
Teilnahme als Vertreterin Marseilles an dem 
Prozess gegen Selek in Istanbul zugesichert. 
Etwa 100 Prominente, Politiker·innen, Aka-
demiker·innen, Anwältinnen und Anwälte 
sowie Aktivist·innen und Vertreter·innen 
von Menschenrechtsorganisationen aus ganz 

Europa und der Schweiz reisten für den 31. 
März 2023 in die Türkei, um Pinar Selek in 
dem Prozess zu unterstützen, der ihr seit über 
zwei Jahrzehnten gemacht wird. Im Auftrag 
von mehr als 20 lokalen Unterstützungskol-
lektiven, Verbänden, Parteien, Gewerkschaf-
ten und Menschenrechtsorganisationen nah-
men diese Menschen an der internationalen 
Delegation zur Prozessbeobachtung teil. 

International gesucht
Dabei geht es um eine neue Anhörung im 

gegen sie eingeleitet wurde, als sie sich wei-
-

den zu nennen, die sie für ihre soziologische 
Forschung interviewt hatte. Der damalige 

Bombenattentat auf den Gewürzmarkt von 
Istanbul verübt. Nach zweieinhalb Jahren 

dauernden Verfahren kam es am Anfang die-

Sorge, aber auch Hoffnung nach der Anhörung am 31. März in Istanbul. Hier ein Auszug von der Medienmitteilung der 
Koordination der Solidaritätskollektive mit Pinar Selek vom selben Tag: 

-

-
präsenz an, welche die internationale Delegation schwer bedrängte und die Durchführung einer Pressekonferenz verhinderte. Dies 
bedeutet jedoch die Anerkennung unserer Stärke und das Eingeständnis ihrer Schwäche.

-
rung auf, öffentlich ihre volle Unterstützung für Pinar Selek kund zu tun und bekannt zu geben, dass sie deren Auslieferung verweigert 

-
lassen. Wir wissen, dass die Wahrheit am Ende siegen wird. 

L e t z t e  M e l d u n g  a u s  I s t a n b u l

chische Strukturen weiterhin tief in unserer 
Gesellschaft verankert. Häusliche Gewalt 
gegen Frauen, sexistische Unterdrückung am 

-
alisierte Gewalt, Feminizide – all das kann 

patriarchalischen Strukturen in uns und um 

so wie tausende Frauen, die in Istanbul – trotz 

ihre Rechte und gegen Gewalt demonstriert 

uns nicht, wir gehorchen nicht!»
Constanze Warta

Streikaktionen für die Rechte der Frauen statt, an denen sich 
Hunderttausende Frauen beteiligen. Die Frauenstreiks machen 

-

Urteil. Das Istanbuler Schwurgericht teilte 
die Entscheidung des Obersten Gerichtshofs 

oben erwähnten, angeblichen Bombenattentat 

internationaler Haftbefehl gegen sie erlassen 
und eine erneute Anhörung vordem Strafge-
richt in Istanbul am 31. März 2023 vereinbart. 
Selbstverständlich kann sie selber bei dieser 
Anhörung nicht anwesend sein; mit einer 
Reise in ihr Heimatland würde sie ihr Leben 
riskieren. Sie hat jedoch einige ausgezeich-
nete Anwältinnen und Anwälte, die sich seit 

Ziel der Beobachtungsdelegation ist es, 
die internationale Wachsamkeit und die For-
derung nach Gerechtigkeit und Wahrheit 
für Pinar Selek zum Ausdruck zu bringen. 
Die Delegationsmitglieder, darunter auch 
zwei Delegierte vom Europäischen Bürger-
Innen Forum, werden direkt hören können, 
was der Gerichtshof sagt. Seit Beginn dieses 
Prozesses hat ein Gutachten nach dem ande-
ren den Unfallcharakter der Explosion auf 
dem Gewürzmarkt nachgewiesen und Pinar 
Selek wurde in allen bisherigen Anhörungen 
und bei allen vorangegangenen Gerichtsver-
fahren freigesprochen. Die einzige Wahr-

muss endgültig freigesprochen werden. Ihr 

selbst, sondern auch alle anderen Menschen, 
die für Freiheit und Gerechtigkeit kämpfen. 
Im Moment hoffen wir, dass die grosse inter-
nationale Präsenz und Solidarität die ach so 
unparteiische und unabhängige türkische 

freigesprochen wird.
Constanze Warta



E N E R G I E / Ö K O L O G I E

Wo ist 
Lützerath jetzt?
Über einen Ort, der nicht blieb, aber dennoch weiterlebt – und die 
Klimabewegung umtreibt. «Lützerath bleibt!» – das war der Slogan, 
der in den letzten zwei Jahren zu einem Kristallisationspunkt der Kli-
magerechtigkeitsbewegung wurde. Doch Lützerath blieb nicht. 

Die Bilder von Polizist·inn·en, die gegen 
Aktivist·inn·en Gewalt ausübten, Greta 
Thunberg von der Abbruchkante des Tage-

-
bagger des Energiekonzerns RWE beschütz-
ten, gingen um die Welt. Als auch die letzte 
Bastion der Verteidigung – ein Tunnel unter 
dem kleinen Ort, in dem sich die beiden 

Schicksal, das die Grünen-Politiker·innen 
Robert Habeck und Mona Neubaur bereits im 

-
zerath muss verschwinden, damit unter ihm 
die Braunkohle aus dem Boden gebaggert 
werden kann.

Vielerorts wurde danach der freie Fall 

gespalten, erfolg- und orientierungslos würde 
sie nach Lützerath auf den schlammigen 

Spricht man jedoch mit Mitgliedern der 
-

1, der Letzten 
Generation2, den Scientists for Future3 und 
der Initiative «Alle Dörfer Bleiben»4, so ist 
der Abriss des Dorfes keine Niederlage, son-
dern ein Moment der Wiederbelebung. Bestes 

Beispiel für diesen Ermächtigungsmoment 

ganz Deutschland zu einer Demonstration ins 

Diese Solidarisierung innerhalb der Bewe-
gung sowie die Unterstützung von Menschen 
aus unterschiedlichen sozialen Milieus kom-
mentiert das Presseteam von Ende Gelände 

wir viele, die zivil ungehorsam waren, die 
organisiert und unorganisiert durch Polizei-

ihrem militärischen Festungsring um Lüt-
zerath zurückgedrängt haben. Die Men-
schen waren wütend und entschlossen, und 

Neue Solidarität

-

for Future berichten von unzähligen neuen 
Aktiven, die seit der Räumung in ihren 

ist durch Lützerath nicht nur gewachsen, 

der Letzten Generation gab es vor der Räu-
mung ein distanziertes Verhältnis von ande-
ren Gruppierungen innerhalb der Bewe-
gung, das sich aber durch ihre Mitarbeit im 

Polizeieinheiten auf dem Weg waren, kurz 
davor Ende Gelände durch einen Bagger 
zu räumen, wurden sie von Aktivist·inn·en 
der Letzten Generation, die sich auf die 
Zufahrtsstrasse klebten, blockiert», berich-
tet Christopher Laumanns, Mitbegründer 
des Bündnisses «Alle Dörfer Bleiben», in 
dem sich Betroffene aller deutschen Braun-
kohlereviere zusammengeschlossen haben. 
Lützerath fungierte als Ort, an dem sich die 
Aktiven der verschiedenen Gruppierungen 
persönlich kennenlernten, Vorbehalte abge-
baut wurden und man erkannte, dass sich 
unterschiedliche Taktiken nicht widerspre-
chen müssen, sondern ergänzen können. Und 
so lebt auch Lützerath weiter – nicht als Ort, 
sondern als Lehre. Dieser Narrativwechsel 
vom Erhalt eines realen Dorfes zum Fortbe-
stand einer kollektiven Ermächtigung hat sich 

bleibt» ab. 
Dass Lützerath weiterlebt, ist jedoch kein 

Stärke und die anfänglichen Solidarisierungs-
erfahrungen auszubauen. Doch mit der Zer-
störung eines realen Ortes der Zusammen-
kunft, der Vernetzung und des Austausches 
kann dieses Momentum schnell wieder ver-
loren gehen. Denn Lützerath war, um es mit 
den Worten des Soziologen Erik Olin Wright 

mit der kapitalistischen Realität brach und es 
Menschen ermöglichte, alternative Gesell-
schaftsformen zu praktizieren.

«Das Zusammenleben in Lützerath war 
darauf fokussiert, nur das zu nehmen, was 
man braucht, und der Gruppe das zu geben, 



Erfahrung. Für sie ging es dabei «nicht nur 
darum, den Privatbesitz abzuschaffen, son-
dern ohne die Einwirkung äusserer Zwänge, 

auf sich selbst und seine Mitmenschen zu 
achten». Gleichzeitig konnte sich Lützerath 
nur zu einer antikapitalistischen Hochburg 
entwickeln, weil das Dorf aus Perspektive 

-
politik zu einem relevanten Ort wurde. Hier 

um Enteignung und soziale Gerechtigkeit. 

zwölf Jahren habe die Gruppe ausgeco2hlt  

im Rheinland gelegt, Ende Gelände habe hier 

gestartet, berichtet Laumanns. Unweit des 
Hambacher Forstes wurde das Dorf nach dem 
Sieg der Bewegung, die den Erhalt des Wal-

-
-

sen fossiler Energiekonzerne.
-

von Anwohnenden kam in Lützerath auf ein-
zigartige Weise zusammen. Einen neuen Ort 

«In Lützerath ging es darum, den Braun-
kohletagebau und insbesondere Garzweiler 
II anzugreifen. Damit machen wir weiter, bis 

etwa von Ende Gelände. Auch stünden, um 
-

gern zu können, weitere Enteignungen von 
Landeigentümern und der Abriss von sieben 
Windrädern an, berichtet Laumanns. «Die 
Grünen haben jedoch versprochen, dass es 

keine weiteren Enteignungen gibt und stehen 
anderswo für den Ausbau der Erneuerbaren 
ein – dies gilt es jetzt auch durchzusetzen», so 
der «Alle Dörfer Bleiben»-Aktivist.

-
rung Pläne der Massnahmen vorlegt, die 

-
rath abgebaggert und verfeuert werden. Und 
sie fordern ein Braunkohlemoratorium, das 

Erneuerbare Energien sollen schnellstmög-
lich ausgebaut werden, um die hochgehaltene 

Der grüne Lack ist ab
Hier wird jedoch die zweite Herausforde-

-
tische Repräsentation. Einerseits berichten 
alle Gruppierungen von dem Erfolg, in Lüt-
zerath die Grünen «demaskiert zu haben» 

-
liberale Fratze der Grünen» für alle sichtbar 

-

sich alle Gruppierungen als demokratische 
Akteurinnen und Akteure – die meisten rich-
ten ihren Forderungen direkt an die Regieren-

Ohne eine Partei, die die Forderungen der 
Bewegung aufnimmt und in Gesetzestexte 
umsetzt, kann die Bewegung zwar auf der 
Strasse wachsen, wird auf politischer Ebene 
jedoch wenige Erfolge erzielen.

Lützerath habe, so der Tenor aus der Bewe-
gung, auch den letzten Grünen-Anhänger·in-
ne·n gezeigt, dass die sich selbst als «bewe-

S C H W E I Z

#StopDublinKroatien
Seit mehreren Monaten versucht eine breite Bewegung von exilierten 
und solidarischen Menschen Abschiebungen aus der Schweiz nach 
Kroatien zu verhindern, wo Menschenrechtsverletzungen an der Ta-
gesordnung sind. Doch die Schweizer Behörden zeigen sich bisher stur.

Aktivist·inn·en, die exilierte Menschen auf 

Regularisierung sozial, parajuristisch und 
politisch begleiten. Im Sommer 2022 stellten 
wir in der Schweiz einen massiven Anstieg 
von Dublin-Rückführungsentscheidungen 

-
men sieht vor, dass die Zuständigkeit für 

EU-Land liegt, das der Migrant oder die 

Die extreme Polizeigewalt gegen Exilierte 

-
tisch-bosnischen bzw. kroatisch-serbischen 
Grenze sind mittlerweile weitgehend bekannt 
und dokumentiert. Auf der Grundlage von 
Berichten von Menschen, die diese Gewalt 

-
-

fen. Hinter diesem Namen steht ein Netz-
werk aus mehreren hundert von Abschiebung 
bedrohten Menschen und solchen, die sich 
mit ihnen solidarisieren. Wir treffen uns 

-
gne zu diskutieren und zu beschliessen. 

Offene Briefe, Petitionen, Demonstrationen, 
Mail-Aktionen, um direkt bei den Behörden 
gegen die Ausschaffungen zu protestieren; 
Medienarbeit, Information auf den sozialen 
Netzwerken etc. Mehrere Gruppen schlos-

-

Solinetz, das Europäische BürgerInnen Forum 
und noch andere. Grosse Organisationen, die 

Die Schweizerische Flüchtlingshilfe SFH und 
-
-

DublinCroatia öffentlich kritisiert. Auch die 
-

ten ihre Unterstützung, indem sie parlamenta-
rische Vorlagen in den kantonalen Legislativen 

-
fragen zuständigen Staatsräte schrieben.

sind eine neoliberale Partei, die fossile Stand-
ort- und Energiepolitik unterstützt», resümiert 
Ende Gelände3. Aber auch die Linkspartei 
habe bisher in Regierungsverantwortung auf 
Landesebene wie etwa in Brandenburg eher 

-
gen agiert, berichtet Pao-Yu Oei. Er ist Initia-
tor des Offenen Briefes «Ein Moratorium für 
die Räumung von Lützerath» der Scientists 

gegen die Interessen von Arbeitnehmenden 
ausgespielt, anstatt darauf hinzuweisen, dass 
eine sozialgerechte Energiewende Arbeits-
plätze und ökologische Lebensgrundlagen 
retten kann», so Oei. Trotzdem, so ist sich 
Laumanns sicher, «hat Lützerath dazu bei-
getragen, dass der Platz links der Grünen 
grösser geworden ist». Diesen gilt es nun zu 
besetzen, damit Gewalterfahrung und Wut, 
die auch bürgerliche Menschen aus Lützerath 
mitgenommen haben, nicht in Frustration und 

Tatjana Söding, 21. Februar 2023*
*Tatjana Söding forscht mit dem Zetkin Collective über die Zu-

1. Ende Gelände ist ein breiter Zusammenschluss von Menschen 

2. Die Letzte Generation ist ein Bündnis von Aktivist·inn·en aus 
der Umweltschutzbewegung in Deutschland und Österreich.
3. Scientists for Future ist ein unabhängiges und überparteiliches 

4. Alle Dörfer Bleiben ist ein deutschlandweites Bündnis, das 

-



Die Stärke der Solidarität und die Bedeutung 
des Zusammenstehens und der gegenseitigen 

mehreren Monaten demonstriert, wird lei-
der nur von der Missachtung der Schweizer 

-
menhang müssen wir uns näher mit dem Ant-
wortschreiben der neuen Staatssekretärin für 
Migration auf die zahlreichen Forderungen 
der Bewegung beschäftigen.

Zurück zum Täter
Christine Schraner Burgener stellt in ihrem 
Brief zwar fest, dass dem Staatssekretariat 

-

diese Tatsache führt nicht etwa zur Erkennt-
nis, dass deshalb Rückführungen in dieses 
Land zu hinterfragen wären. Sie argumentiert 
vielmehr sehr allgemein, es sei von zentraler 
Bedeutung, dass «Polizei- und Grenzschutz-
behörden im Einklang mit geltendem natio-
nalen und internationalen Recht» arbeiten. 
Das einzige Problem dabei ist, dass dies nach-
weislich nicht der Fall ist. Hunderte Berichte 
beweisen, dass die kroatischen Grenzschutz- 
und Polizeieinheiten mit äusserster Brutali-

Menschen auch illegal ein und rauben sie aus. 
Es ist erwiesen, dass diese Praxis institu-
tionell und politisch abgesegnet ist. Sie wird 
vom kroatischen Staat also nicht nur gedul-
det, sondern von ihm ausgeführt. Vor diesem 
Hintergrund fordern Berichte von Solidarité 

sonst eher zurückhaltenden Schweizerischen 
Flüchtlingshilfe, dass Rückführungen nach 

Frau Schraner Burgener behauptet weiter, 
dass die Pushbacks und Dublin-Rückfüh-
rungen keinen Zusammenhang hätten. Das 

Das SEM unter der Leitung der Ex-Diplo-
matin übergibt die Menschen in die Obhut 
desselben Staates, der für ihre Misshand-
lung verantwortlich ist. Die Schweiz schickt 
die Opfer von Gewalt und Folter zurück 

-
gerbühler sieht in dieser Praxis, laut einem 
Artikel in der Wochenzeitung WOZ, einen 
klaren Verstoss gegen das Non-Refoulement-
Prinzip – sprich gegen den Grundsatz, dass 
niemand in ein Land zurückgewiesen wer-

Menschenrechtsverletzungen drohen. Weil 
ausserdem aussichtslos ist, dass der kroati-
sche Staat die Opfer angemessen entschädigt, 
verstösst die Schweizer Praxis zudem gegen 
die Anti-Folterkonvention der UNO. Obwohl 
sie es besser wissen müsste, behauptet Frau 

ihrer Überstellung nach Zagreb Zugang zu 
-

sungsverfahren» haben und betont auch die 
Verantwortung der kroatischen Behörden bei 
der medizinischen Versorgung. Nach einem 
Besuch vor Ort hielt Sosf in Bezug auf letz-

Einschränkungen für Exilierte reduzieren 
deren Chancen auf eine medizinische und 

-

ist, auf nahezu null.»

Vorsätzliches Wegschauen

«Weder das SEM noch das Bundesverwal-
tungsgericht [BVGer, die Red.] gehen von 

Schraner Burgener auf Informationen von 
«staatlichen und nicht-staatlichen Organi-

Sosf führte im Herbst 2022 mit CPS 
und mit anderen NGOs vor Ort inten-
sive Gespräche.1 Diese erzählen eine 
ganz andere Version als diejenige, die 
das SEM verbreitet. Sie sprechen von 

jenen, die das SEM und das BVGer 

der CPS weist die von Christine 
Schraner Burgener verbreitete Dar-
stellung gegenüber der WOZ ener-
gisch zurück und widerspricht ihr 
«fundamental». Die Bewertungen des 

bitten wir mit einer Briefaktion die neugewählte Bundesrätin Elisabeth Baume-Schneider, Vorsteherin des Eidgenösssischen Justiz- und Polizei-

verletzlichen Menschen* Abstand zu nehmen und eine Aufnahme in der Schweiz ins Auge zu fassen».

B r i e f a k t i o n  a n  B u n d e s r ä t i n  E l i s a b e t h  B a u m e - S c h n e i d e r

BVGer, welche die Praxis der Abschiebungen 
als unproblematisch taxieren, werden auch 
in einem kürzlich erschienenen Bericht der 
SFH als unverständlich bezeichnet. Der Ver-
weis der Direktorin auf die Urteile des BVGer 
sollen ihre brüchige Argumentation stützen. 
Aber Sosf argumentiert ausführlich gegen 

gewillt ist, Menschen an seinen Aussengren-
zen abzuschieben bzw. solche Vorgehenswei-
sen duldet und den Betroffenen die gemäss 
Flüchtlingskonvention zustehenden Rechte 
verwehrt, so muss davon ausgegangen wer-

dieses Staates vorliegen, die sich auch auf 
die Behandlung, Betreuung, Unterbringung 

werden genau solche Missstände regelmässig 
rapportiert. Das BVGer widerspricht mit die-
ser Einschätzung seiner eigenen Rechtspre-
chung.»

Das SEM und das BVGer machen es sich 
mit ihren Ausreden zu einfach und es ist äus-
serst bedauerlich, dass sie ihrer Argumenta-
tion unvermindert weiter folgen – trotz allen 
Berichten und Interventionen, die beweisen, 

-
antwortbar sind.

wegschaut ist mitschuldig – das SEM und 
das BVGer verletzen nicht nur internationale 
Rechtsgrundsätze, sondern werden durch 
ihre Praxis auch zu Mittätern bei den zahlrei-
chen Verbrechen gegenüber Migrant·inn·en 

-
sche» Briefe von Christine Schraner Burg-
ener nichts. Entgegen ihrem Schlusssatz in 
ihrem Schreiben hat die SEM-Direktorin 
damit nicht zu einem «besseren Verständnis» 
beigetragen, sondern vielmehr bewiesen, 

-

Menschenrechten.
Gegen die vorsätzliche Ignoranz des SEM 

und seine wahnwitzigen Ausschaffungen 

und entschlossen. Diese Abschiebungen nach 

Und wir werden so lange weitermachen, bis 
dies geschieht.

Solidarité sans frontières,
Droit de rester

1. Im November 2022 organisierte das Europäische BürgerInnen 

Vertreterinnen von verschiedenen Schweizer NGOs, darunter 
«Solidarité sans frontières».


